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Auszug aus den für die Durchsetzung des Masernschutzgesetzes an Schulen relevanten  Regelun-

gen des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (In-

fektionsschutzgesetz - IfSG)  

In Kraft gesetzt zum 1. März 2020 durch das  Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention (Ma-

sernschutzgesetz) vom 10. Februar 2020 (BGBl. 2020 Teil I S. 148)  

 

§ 2 IfSG - Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

[…] 

15. Leitung der Einrichtung 

Die Person, die mit den Leitungsaufgaben in der jeweiligen Einrichtung beauftragt ist; 

das betrifft auch 

a) die selbständig tätige Person für ihren Zuständigkeitsbereich selbst, 

b) die Person, die einrichtungsübergreifend mit den Leitungsaufgaben beauftragt ist, 

16. personenbezogene Angabe 

Name und Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum, Anschrift der Hauptwohnung oder des gewöhnli-

chen Aufenthaltsortes und, falls abweichend, Anschrift des derzeitigen Aufenthaltsortes der be-

troffenen Person sowie, soweit vorliegend, Telefonnummer und E-Mail-Adresse. 

 

§ 20 IfSG - Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe 

[…] 

(8) Folgende  Personen,  die  nach  dem 31. Dezember 1970 geboren sind, müssen entweder einen 

nach den Maßgaben von Satz 2 ausreichenden Impfschutz gegen Masern oder ab der Vollendung des 

ersten Lebensjahreseine Immunität gegen Masern aufweisen:  

1. Personen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden, 

2. […] 

3. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder §36 Absatz1 

Nummer 4 tätig sind. 

Ein ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, wenn ab der Vollendung des ersten Lebensjah-

res mindestens eine Schutzimpfung und ab der Vollendung des zweiten Lebensjahres mindestens 

zwei Schutzimpfungen gegen Masern bei der betroffenen Person durchgeführt wurden. Satz 1 gilt 

auch, wenn zur Erlangung von Impfschutz gegen Masern ausschließlich Kombinationsimpfstoffe zur 

Verfügung stehen, die auch Impfstoffkomponenten gegen andere Krankheiten enthalten. Satz 1 gilt 

nicht für Personen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden kön-

nen. 

(9) Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrich-

tungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, §33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig werden 

sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung vor Beginn ihrer Betreuung oder ihrer Tätigkeit 

folgenden Nachweis vorzulegen: 

1. eine Impfdokumentation nach § 22 Absatz 1und 2 oder ein ärztliches Zeugnis, auch in Form einer 

Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, darüber, dass bei 

ihnen ein nach den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, 



2 
 

2. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie auf-

grund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder  

3. eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen in Absatz 8 Satz 1 genann-

ten Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 bereits vorgelegen hat.  

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der 

Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem Gesundheitsamt 

oder einer anderen staatlichen Stelle gegenüber zu erbringen ist. Die Behörde, die für die Erteilung 

der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständig ist, kann bestimmen, 

dass vor dem Beginn der Tätigkeit im Rahmen der Kindertagespflege der Nachweis nach Satz 1 ihr 

gegenüber zu erbringen ist. Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die aufgrund einer 

nach Satz 8 zugelassenen Ausnahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach §33 

Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 

36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt oder tätig werden darf, nicht vorgelegt wird oder wenn sich 

ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder vervoll-

ständigt werden kann, hat  

1. die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder 

2. die andere Stelle nach Satz 2 oder Satz 3  

unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu benach-

richtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Eine Benachrichti-

gungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der anderen Stelle nach 

Satz 2 oder Satz 3 bekannt ist, dass das Gesundheitsamt über den Fall bereits informiert ist. Eine Per-

son, die ab der Vollendung des ersten Lebensjahres keinen Nachweis nach Satz 1 vorlegt, darf nicht in 

Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungennach § 23 Ab-

satz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt werden. Eine Person, die 

über keinen Nachweisnach Satz 1 verfügt oder diesen nicht vorlegt, darf in Einrichtungen nach § 23 

Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 nicht tätig werden. Die oberste 

Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den 

Sätzen 6 und 7 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut  auf  seiner  Internetseite einen Lieferengpass 

zu allen Impfstoffen mit einer Masernkomponente, die für das Inverkehrbringen in Deutschland zu-

gelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene 

Impfstoffe mit einer Masernkomponente bleiben unberücksichtigt. Eine Person, die einer gesetzli-

chen Schulpflicht unterliegt, darf in Abweichung von Satz 6 in Gemeinschaftseinrichtungen nach 33 

Nummer 3 betreut werden. 

(10) Personen, die am 1. März 2020 bereits in  Gemeinschaftseinrichtungen  nach  §  33 Nummer 1 

bis 3 betreut werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, §33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 

Absatz 1 Nummer 4 tätig sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach 

Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Juli 2021 vorzulegen. Absatz 9 Satz 2 bis 5 findet mit der Maß-

gabe entsprechende Anwendung, dass eine Benachrichtigung des zuständigen Gesundheitsamtes 

und eine Übermittlung personenbezogener Angaben immer zu erfolgen hat, wenn der Nachweis 

nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2021 vorgelegt wird. 

(11) […] 
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(12) Folgende Personen haben dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige  Einrichtung  

befindet,  auf  Anforderung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 vorzulegen: 

1. Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden, 

2. […]  

3. Personen, die in Einrichtungen nach § 23Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 

Nummer 4 tätig sind. 

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nichtinnerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt wird 

oder sich aus dem Nachweis ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einemspäteren Zeit-

punkt möglich ist oder vervollständigt werden kann, kann das Gesundheitsamt die zur Vorlage des 

Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden und hat diese zu einer Vervollständigung 

des Impfschutzes  gegen  Masern  aufzufordern.  Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz 

der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweisinnerhalb einer angemessenen Frist vorlegt, untersa-

gen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden Räume be-

tritt oder in einer solchen  Einrichtung tätig wird. Einer Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht 

unterliegt, kann in Abweichung von Satz 3 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Einrichtung 

nach§ 33 Nummer 3 dienenden Räume zu betreten. Einer Person, die einer gesetzlichen Unterbrin-

gungspflicht unterliegt, kann in Abweichung von Satz 3 nicht untersagt werden, die dem Betrieb ei-

ner Gemeinschaftseinrichtung nach§ 33 Nummer 4 oder einer Einrichtung nach§ 36 Absatz 1 Num-

mer 4 dienenden Räume zu betreten. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen ein vom Gesund-

heitsamt nach Satz 3 erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung. 

(13) Wenn eine nach den Absätzen 9 bis 12 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat derjenige für 

die Einhaltung der diese Person nach den Absätzen 9 bis 12 treffenden Verpflichtungen zu sorgen, 

dem die Sorge für diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer von Ver-

pflichtungen nach den Absätzen 9 bis 12 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflich-

tungen zu seinem Aufgabenkreis gehört. 

(14) Durch die Absätze 6 bis 12 wird das Grundrecht  der  körperlichen  Unversehrtheit (Artikel 2 Ab-

satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

 

§ 33 IfSG - Gemeinschaftseinrichtungen 

Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen überwiegend 

minderjährige Personen betreut werden; dazugehören insbesondere: 

1. Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte, 

2. die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch  erlaubnispflichtige  Kinder-

tagespflege, 

3. Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen, […]  

 

§73 IfSG – Bußgeldvorschriften  

[…] 

(1a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

[…] 

7a. entgegen §20 Absatz 9 Satz 4 Nummer 1, auch in Verbindung mit Absatz 10 Satz 2 oder Absatz 11 

Satz 2 eine Benachrichtigung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt, 
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7b. entgegen § 20 Absatz 9 Satz 6 oder Satz 7 eine Person betreut oder beschäftigt oder in einer dort 

genannten Einrichtung tätig wird, 

7c. entgegen § 20 Absatz 12 Satz 1, auch in Verbindung mit § 20 Absatz 13 Satz 1 oder Satz 2, einen 

Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

7d. einer vollziehbaren Anordnung nach § 20 Absatz 12 Satz 3, auch in Verbindung mit § 20 Absatz 13 

Satz 1 oder Satz 2, zuwiderhandelt, […] 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1a Nummer 7a-d […] mit einer Geldbuße 

bis zu zweitausendfünfhundert Euro […] geahndet werden. 


